
Unternehmer

Rückstellungen für Mehrsteuern 
aus Betriebsprüfungen sind nach 
wirtschaftlicher Verursachung zu 
bilden
Der Bundesfinanzhof hatte 2001 ent­
schieden, dass Rückstellungen für 
Mehrsteuern auf Grund einer Steuer­
fahndungsprüfung frühestens mit der 
Beanstandung einer bestimmten Sach­
behandlung durch den Prüfer zu bilden 
sind.
	 Fraglich ist, wie Rückstellungen für 
Mehrsteuern auf Grund von Betriebs­
prüfungen zu bilden sind. Die Ober­
finanzdirektion Koblenz vertritt dazu in 
einer bundeseinheitlichen Verfügung 
die Meinung, dass die Rückstellung im 
Jahr der wirtschaftlichen Verursachung 
zu bilden ist. Ob diese Ansicht Bestand 
haben wird, hängt von einem noch 
vom Bundesfinanzhof zu entscheiden­
den Fall ab.

Termine Steuern / Sozialversicherung September / Oktober 2009

Steuerart Fälligkeit

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag   10.09.2009 1   12.10.2009 2

Umsatzsteuer   10.09.2009 3   12.10.2009 4

Einkommensteuer, Kirchensteuer,  
Solidaritätszuschlag

  10.09.2009 Entfällt

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag   10.09.2009 Entfällt

Ende der Schonfrist                    Überweisung 5
  

obiger Steuerarten  
bei Zahlung durch:                                 Scheck 6

  14.09.2009 15.10.2009

  07.09.2009 07.10.2009

Sozialversicherung 7   28.09.2009 28.10.2009

Kapitalertragsteuer,
Solidaritätszuschlag

Seit dem 01.01.2005 ist die Kapitalertragsteuer sowie 
der darauf entfallende Solidaritätszuschlag zeitgleich 
mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den An­
teilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

1	 Für den abgelaufenen Monat.
2	 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern für 

das abgelaufene Kalendervierteljahr.
3	 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung 

für den vorletzten Monat.
4	 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung 

für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern  
(ohne Dauerfristverlängerung) für das vorangegangene 
Kalendervierteljahr.

5	 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueran­
meldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem 
Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektro­
nischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen 
Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag 
der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei 
Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine 
Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die  
Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag  
der Fälligkeit erfolgt.

6	 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die 
Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim 
Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine 
Einzugsermächtigung erteilt werden.

7	 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge 
sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des 
laufenden Monats vorgezogen worden. Um Säumnis­
zuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschrift­
verfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher 
Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen 
dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h.  
am 24.09./26.10.2009) an die jeweilige Einzugsstelle über­
mittelt werden . Wird die Lohnbuchführung durch extern 
Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten 
etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauf­
tragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn 
die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach 
Feiertagen fällt.

Sehr geehrte Damen und Herren,

für den Monat September 2009 haben wir Ihnen wieder eine Auswahl  
aktueller Urteile und Entscheidungen aus den Themenbereichen Steuern,  
Recht und Wirtschaft zusammengestellt.

Im Blitzlicht August 2009 ist zum Artikel „Ferienjobs für Schüler sind sozialver­
sicherungsfrei“ anzumerken, dass auch kurzfristig Beschäftigte Anspruch auf 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall haben. Für solche Beschäftigte ist deshalb 
auch Umlage zu zahlen.

Auf Grund des so genannten Bürgerentlastungsgesetzes ist die Möglichkeit  
der Versteuerung nach vereinnahmten Entgelten (Ist-Versteuerung) rückwirkend 
zum 01.07.2009 und die Abzugsfähigkeit von Beiträgen zur Kranken- und 
Pflegeversicherung zum 01.01.2010 verbessert worden.

Sollten Sie zur Umsetzung der Informationen oder zu sonstigen Themen  
Fragen haben, sprechen Sie uns bitte an. Wir beraten Sie gerne!

09 / 2009



Zeitpunkt zur Wahl der Gewinn-
ermittlung durch Bilanzierung oder 
Einnahmen-Überschussrechnung
Gewerblich tätige Unternehmer kön­
nen ihren Gewinn oder Verlust unter 
bestimmten Voraussetzungen auf zwei 
unterschiedlichen Wegen ermitteln. 
Eine Möglichkeit ist die Gewinnermitt­
lung durch Bilanzierung. Der andere 
Weg besteht in der vereinfachten Ge­
genüberstellung der Betriebseinnah­
men und -ausgaben (Überschussrech­
nung). Voraussetzung für das Wahlrecht 
ist, dass es sich um nicht buchfüh­
rungspflichtige Unternehmer handelt, 
die auch freiwillig keine Bücher führen 
und keine Abschlüsse erstellen.
	 Nach einem Urteil des Bundes­
finanzhofs ist die Wahl der Gewinn­
ermittlungsmethode bis zur Erstellung 
des Jahresabschlusses möglich. Es 
kommt nicht darauf an, ob bei Aufnah­
me der Tätigkeit eine ordnungsmäßige 
Buchführung eingerichtet oder eine Er­
öffnungsbilanz aufgestellt wurde. Erst 
wenn eine Eröffnungsbilanz und eine 
Schlussbilanz aufgestellt werden so­
wie eine kaufmännisch eingerichtete 
Buchführung vorliegt, ist das Wahlrecht 
zu Gunsten der Bilanzierung wirksam 
ausgeübt. Werden demgegenüber nur 
Betriebseinnahmen und -ausgaben auf-
gezeichnet, ist die Wahl zur Gewinn­
ermittlung durch Überschussrechnung 
getroffen worden.
	 Es werden aber auch bestimmte, 
aus den umsatzsteuerlichen Aufzeich­
nungsvorschriften abgeleitete Mindest­
anforderungen an eine Überschuss­
rechnung gestellt. Werden sie nicht 
erfüllt, geht das Wahlrecht auf Gewinn­
ermittlung durch Überschussrechnung 
verloren. Der Gewinn ist dann im Wege 
der Bilanzierung zu ermitteln.

Vorabgewinne erhöhen nicht  
den Anteil des Gesellschafters  
am Gewerbesteuermessbetrag  
zur Anrechnung auf seine  
Einkommensteuer
A war als Mitunternehmer am Gewinn 
einer Gesellschaft zu 10 % beteiligt, B 
zu 90 %. A erhielt für seine Tätigkeit 
einen Vorabgewinn von 50.000 €, der 
vor der Berechnung der Gewinnanteile 

zunächst vom Jahresüberschuss abzu­
ziehen war. 2003 wurde der Gewinn 
von 70.000 € wie folgt verteilt:

Gesell- 
schafter A
10 %

Gesell- 
schafter B
90 %

Vorabgewinn 50.000 €

Restver- 
teilung von 
20.000 €

2.000 € 18.000 €

Summe 
Gewinn-
anteile

52.000 € 18.000 €

Anteil am 
Gewinn von 
70.000 €

75 % 25 %

	 Das Finanzamt rechnete A 10 % 
des Gewerbesteuermessbetrags zur 
Anrechnung auf seine Einkommen­
steuer zu. A beantragte eine Zurech­
nung von 75 %.
	 Der Bundesfinanzhof gab dem 
Finanzamt Recht, weil der Gewerbe­
steuermessbetrag einer Mitunterneh­
merschaft nach dem allgemeinen Ge­
winnverteilungsschlüssel aufzuteilen ist.

Arbeitgeber/Arbeitnehmer

Erlaubte private Pkw-Nutzung eines 
GmbH-Gesellschafter-Geschäfts-
führers ist Arbeitslohn und keine 
verdeckte Gewinnausschüttung
Stellt eine GmbH ihrem Gesellschafter-
Geschäftsführer einen betrieblichen 
Pkw zur Verfügung, den dieser laut 
Anstellungsvertrag auch privat nutzen 
darf, liegt immer lohnsteuerpflichtiger 
Sachlohn und keine verdeckte Ge­
winnausschüttung vor. Dies hat der 
Bundesfinanzhof entschieden.
	 Im konkreten Fall hatte die GmbH 
für die Zurverfügungstellung des Pkw 
keine Lohnsteuer einbehalten und 
abgeführt, so dass sie vom Finanz­
amt zu Recht per Haftungsbescheid 
in Anspruch genommen wurde. Eine 
verdeckte Gewinnausschüttung könne 
nur in Betracht kommen, wenn der Ge­
sellschafter-Geschäftsführer den Pkw 
vertragswidrig privat nutzt.

	

Das Gericht hat den Fall zum Anlass 
genommen, um grundsätzlich zur  
Arbeitnehmereigenschaft des Gesell­
schafter-Geschäftsführers Stellung zu 
nehmen. Für die steuerliche Einstu­
fung als Arbeitnehmer spiele die Betei­
ligungshöhe an der GmbH keine Rolle. 
Dies ist ein wesentlicher Unterschied 
zum Arbeits- und Sozialversicherungs­
recht. Ob ein Gesellschafter-Geschäfts­
führer in die betriebliche Organisation 
der GmbH eingegliedert und somit als 
Arbeitnehmer zu qualifizieren ist, müsse 
nach dem Gesamtbild der Verhältnisse 
beurteilt werden. Im entschiedenen 
Fall waren das feste Grundgehalt, we­
sentliche Arbeitnehmerrechte (Urlaubs­
anspruch, Lohnfortzahlung im Krank- 
heitsfall) sowie die Weisungsgebun­
denheit des Geschäftsführers aus dem 
Anstellungsvertrag bzw. an die Gesell­
schafterbeschlüsse ausschlaggebend.

Lohnsteuerliche Behandlung  
der Mahlzeitengestellung bei  
Auswärtstätigkeit
Der Bundesfinanzhof hatte entschie-
den, dass Aufwendungen für Mahlzei- 
ten zur Beköstigung von Arbeitnehmern 
anlässlich einer Fortbildungsveranstal­
tung mit den tatsächlichen Werten und 
nicht mit den Sachbezugswerten an­
zusetzen sind. Die Sachbezugsverord­
nung sei nicht anwendbar.
	 Bei den danach ermittelten steuer­
lichen Werten ist zu berücksichtigen, 
dass die Freigrenze für Sachbezüge 
zum Tragen kommt. Außerdem ist zu 
beachten, dass die Sachbezüge teil­
weise steuerfrei zu belassen sind (hier: 
Pauschbeträge für Verpflegungsmehr­
aufwand). In die Prüfung der Freigrenze 
sind steuerfreie Beträge nicht mit ein­
zubeziehen.



/// ///

	 Das Bundesministerium der Finan­
zen hat sich dem Beschluss angeschlos­
sen, weist aber gleichzeitig darauf hin, 
dass weiterhin nach den Regelungen 
in den Lohnsteuer-Richtlinien verfahren 
werden kann. Entsprechende Beispiele 
verdeutlichen den Unterschied beider 
Regelungen.

Keine steuerfreien Zuschläge ohne 
tatsächlich geleistete Sonntags-, 
Feiertags-und Nachtarbeit
Eine Flugbegleiterin wurde, nachdem 
sie dem Arbeitgeber ihre Schwanger­
schaft mitgeteilt hatte, beim Boden­
personal der Airline eingesetzt. Auf 
Grund tarifvertraglicher Vereinbarungen 
erhielt sie weiterhin Schichtzulagen, die 
vom Arbeitgeber jedoch der Lohnsteuer 
und Sozialversicherung unterworfen 
wurden. Die Arbeitnehmerin wandte 
sich gegen die Berücksichtigung der 
Zulagen als steuerpflichtige Einnahmen 
bei den Einkünften aus nichtselbst­
ständiger Arbeit im Rahmen ihrer Ein­
kommensteuerveranlagung. Sie bean­
spruchte Steuerfreiheit für Sonntags-, 
Feiertags- und Nachtarbeitszuschläge. 
Solche Tätigkeiten hatte die Flugbeglei­
terin jedoch tatsächlich nicht ausgeübt.
	 Nach erfolglosem finanzgericht­
lichen Verfahren und Nichtzulassung 
der Revision machte die Flugbegleiterin 
zusätzlich geltend, dass hier eine Diskri­
minierung von Frauen vorläge. Sowohl 
Gründe für die begehrte Steuerfreiheit 
als auch eine Diskriminierung vermoch­
te der Bundesfinanzhof jedoch nicht zu 
erkennen und wies die Beschwerde 
zurück.

Grundstückseigentümer

Der Erwerber einer Eigentums
wohnung haftet nicht für 
Rückstände des Voreigentümers
Das Amtsgericht Berlin Charlottenburg 
vertritt die Auffassung, dass der Erwer­
ber einer Eigentumswohnung nicht für 
Wohngeldrückstände des Voreigen­
tümers haftet. Das Gericht schränkt 
seine Ansicht jedoch dahingehend 
ein, dass der Eigentümerbeschluss, 
der eine solche Haftungsregelung ent­
hält, nicht ins Grundbuch eingetragen 

sein und der Erwerber vor dem Kauf 
der Wohnung keine Kenntnis von dem 
Beschluss haben darf. Der neue Eigen­
tümer haftet folglich nicht für Altschul­
den des Voreigentümers, wenn der 
Beschluss lediglich in das Protokoll der 
Hausverwaltung aufgenommen wor­
den ist.
	 Grundsätzlich können Eigentümer 
zwar Vereinbarungen über Haftungsfol­
gen bei einem Wohnungserwerb tref­
fen. Voraussetzung für die Wirksam­
keit solcher Beschlüsse ist aber deren 
Eintragung ins Grundbuch. Ohne eine 
solche Publizität sind diese Beschlüsse 
unwirksam, da es sich um unzulässige 
Vereinbarungen zu Lasten Dritter han­
delt.

Prüfung der Einkünfteerzielungs
absicht für jede einzelne vermietete 
Immobilie
Bei der auf Dauer angelegten Vermie­
tung eines Gebäudes ist grundsätzlich 
davon auszugehen, dass der Vermieter 
eine Einkünfteerzielungsabsicht hat. 
Diese Einkünfteerzielungsabsicht ist je- 
doch nicht grundstücksbezogen, son­
dern für jede einzelne vermietete 
Immobilie gesondert zu prüfen. Der 
Bundesfinanzhof hat sich damit ausei­
nander gesetzt, wie die Prüfung dieser 
objektbezogenen Einkünfteerzielungs­
absicht vorzunehmen ist.
	 Ein Grundstückseigentümer hatte 
eine Immobilie, bestehend aus Wohn­
haus, Stall und Nebengebäude und 
Scheune, an verschiedene Personen 
verpachtet. Ein Teil der Baulichkeiten 
stand leer oder wurde von dem Eigen­
tümer selbst genutzt. Bei einer Gegen­
überstellung der gesamten Einnahmen 
und Werbungskosten ergaben sich 
über mehrere Jahre negative Einkünf­
te. Das Finanzamt lehnte die Berück­
sichtigung der Verluste ab. Der Bun­
desfinanzhof hat hier differenziert und 
festgestellt, dass die Einnahmen und 
Werbungskosten der einzelnen Ob­
jekte gesondert gegenüber zu stellen 
sind. Hinsichtlich der nicht vermieteten 
Grundstücksteile muss sodann geprüft 
werden, ob objektive Umstände für 
eine Vermietungsabsicht feststellbar 
sind. Den Eigentümer trifft im Zweifel 

die Beweislast für das Vorliegen dieser 
Vermietungs- und Einkünfteerzielungs­
absicht.

Erbschaft- und Schenkungsteuer

Der Nachweis eines niedrigeren  
gemeinen Werts eines Grundstücks 
kann durch ein vom Kläger vorgeleg-
tes, schlüssiges Sachverständigen-
gutachten erbracht werden
Bei der Erbschaft- und Schenkungsteu­
er und in bestimmten Fällen bei der 
Grunderwerbsteuer wird der Grund­
stückswert nach einem gesetzlich ge­
regelten typisierten Verfahren ermittelt. 
Das Gesetz sieht vor, dass der Steuer­
pflichtige einen niedrigeren gemeinen 
Wert nachweisen kann, der dann der 
Besteuerung zu Grunde zu legen ist.
	 Der Bundesfinanzhof hat entschie­
den, dass dieser Nachweis durch Vor­
lage eines schlüssigen Sachverständi­

Schenkungsteuer auf eine ge-
schenkte Forderung mit Besse-
rungsabrede entsteht erst im 
Zeitpunkt des Besserungsfalls
Ein Vater schenkte seinen Kindern 
1992 eine Forderung gegen eine 
GmbH in Höhe von 2.500.000 DM. 
Zum Zwecke der Sanierung der 
GmbH hatte er diese Forderung 
1990 erlassen. Die GmbH hatte 
sich verpflichtet, die Forderung 
zzgl. Zinsen zu begleichen, wenn 
in ihrer Bilanz wieder Gewinne 
ausgewiesen würden (sog. Besse­
rungsabrede). Dies war 1997 der 
Fall und die GmbH zahlte an die 
Kinder 4.100.000 DM einschließlich 
Zinsen. Das Finanzamt setzte von 
diesem Betrag die entsprechende 
Schenkungsteuer fest. Die Kinder 
wehrten sich hiergegen und mein­
ten, die Schenkung sei schon 1992 
erfolgt. Damals sei die Forderung 
allerdings wertlos gewesen.
	 Der Bundesfinanzhof gab dem 
Finanzamt Recht, weil die Schen­
kung einer Forderung mit Besse­
rungsabrede erst dann ausgeführt 
ist, wenn der Besserungsfall ein­
tritt.
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Gesamtumsatz im Jahr 2008 nicht 
mehr als 500.000 € betragen hat, gilt 
allerdings, dass die Umsatzsteuer für 
die Zeit vom 01.01. bis zum 30.06.2009 
weiterhin nach vereinbarten Entgelten 
zu berechnen ist. Beim Übergang auf 
die Ist-Versteuerung ist zu beachten, 
dass alle Umsätze erfasst werden.

Beispiel
Unternehmer A hatte im Kalender­
jahr 2007 einen Gesamtumsatz von 
200.000 €. Er konnte deshalb für 
das Kalenderjahr 2008 die Ist-Ver­
steuerung beantragen. Im Kalen­
derjahr 2008 hatte er einen Gesamt­
umsatz von 300.000 € und muss 
deshalb für die Zeit vom 01.01. bis 
zum 30.6.2009 zwingend die Soll-
Versteuerung vornehmen. Auf An­
trag kann er ab 01.07.2009 wieder 
zur Ist-Versteuerung übergehen, 
weil der Gesamtumsatz 2008 die 
neue Grenze von 500.000 € nicht 
überschreitet.

Sonstiges

Bürgerentlastungsgesetz:  
Steuerliche Absetzbarkeit von 
Kranken- und Pflegeversicherung 
verbessert
Der Bundesrat hat am 10.07.2009 dem 
vom Bundestag beschlossenen Bür­
gerentlastungsgesetz zugestimmt.
	 Im Bereich der Vorsorgeaufwen­
dungen sieht das Gesetz im Wesent­
lichen folgende Änderungen vor:

Die Beiträge zur gesetzlichen Kran­��
ken- und Pflegeversicherung (soziale 
Pflegeversicherung und private Pflege-
Pflichtversicherung) sind ab 01.01.2010 
in vollem Umfang abzugsfähig, die Kos­
ten einer privaten Krankenversicherung 
nur in soweit, als sie über das Niveau 
der gesetzlichen Krankenversicherung 
nicht hinausgehen.

Ergeben sich aus dem Kranken­��
versicherungsbeitrag zur gesetzlichen 
Krankenversicherung Ansprüche auf 
Krankengeld oder ähnliche Leistun­
gen, ist der jeweilige Beitrag um 4 % 
zu kürzen.

Besteht für ein Kind ein Anspruch ��
auf Kindergeld oder Kinderfreibetrag, 
sind die für dieses Kind geleisteten Bei­
träge zur gesetzlichen Kranken- bzw. 
Pflegeversicherung als eigene Beiträge 
der zahlenden Eltern abzugsfähig.

Für die Absetzung von Vorsorgeauf­��
wendungen wird ein Gesamtvolumen 
von 2.800 € (Personen, die ihre Kranken- 
und Pflegeversicherung selbst bezahlen 
müssen) und 1.900 € (andere Personen) 
gewährt. Sonstige Vorsorgeaufwen­
dungen (z. B. Beiträge für Haftpflicht-, 
Arbeitslosen-, Berufsunfähigkeits- oder 
Unfallversicherungen) sind im Rahmen 
dieses Gesamtvolumens absetzbar, so­
weit diese Beträge nicht schon durch 
Krankenversicherungs- und Pflegever­
sicherungsbeiträge ausgeschöpft sind. 
Kranken- und Pflegeversicherungsbei­
träge sind in jedem Falle vollständig 
absetzbar, auch wenn sie das genannte 
Gesamtvolumen übersteigen.

Die Vorsorgepauschale fällt weg.��
Die Höchstbeträge beim begrenz­��

ten Realsplitting und bei den Unterhalts­
leistungen werden um notwendige 
und tatsächlich erbrachte Aufwendun­
gen für Krankenversicherung und Pfle­
geversicherung erhöht.

Vorsorgeaufwendungen werden  ��
im Lohnsteuerabzugsverfahren berück- 
sichtigt.
	 Die Änderungen im Bereich der 
Vorsorgeaufwendungen treten zum 
01.01.2010 in Kraft.

gengutachtens geführt werden kann. 
Dieses Gutachten muss vom Erben 
oder Beschenkten vorgelegt werden. 
Das Finanzamt bzw. das Finanzgericht 
müssen dem Gutachten ohne Einho­
lung weiterer Gutachten folgen kön­
nen. Das Finanzgericht ist weder ver­
pflichtet noch berechtigt, von sich aus 
ein Gutachten einzuholen.

Umsatzsteuer

Nachweis über die Überprüfung 
einer Umsatzsteuer-Identifikations-
nummer
Die EU-Kommission hat die Zugangs­
möglichkeiten für Unternehmer ver­
bessert, die innergemeinschaftliche 
Lieferungen bewirken und die Umsatz­
steuer-Identifikationsnummern ihrer 
Kunden oder Lieferanten prüfen wol­
len. Über die Online-Datenbank MIAS 
sind Anfragen möglich:
	 http://ec.europa.eu/taxation_cus­
toms/vies/vieshome.do.
	 Die in Echtzeit erteilte Beschei­
nigung dient als Nachweis, dass auf 
Lieferungen an Unternehmen in einem 
anderen Mitgliedsstaat keine Umsatz­
steuer erhoben wurde. Die Beschei­
nigung entbindet den Unternehmer 
allerdings nicht, zusätzlich die üblichen 
Prüfungen vorzunehmen.

Ist-Versteuerung zum 1. Juli 2009 
erweitert
Einem Unternehmer, auch wenn er 
buchführungspflichtig ist, wird auf An­
trag gestattet, die Umsatzsteuer nicht 
nach vereinbarten (Soll-Versteuerung), 
sondern nach vereinnahmten Entgel­
ten (Ist-Versteuerung) zu berechnen, 
wenn sein Gesamtumsatz im voran­
gegangenen Kalenderjahr nicht mehr 
als 250.000 € betragen hat. Vorteil für 
den Unternehmer ist, dass er seine 
Umsätze erst bei Eingang versteuern 
muss. Die Vorsteuer kann er dagegen 
abziehen, wenn eine ordnungsgemä­
ße Rechnung vorliegt, auch wenn die­
se noch nicht bezahlt ist.
	 Diese Umsatzgrenze ist zum 1. Juli 
2009 auf 500.000 € erhöht worden 
und gilt bis zum 31. Dezember 2011. 
Für betroffene Unternehmen, deren 


